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22. 

Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz ‐ Meldepflicht

Bereits im Sommer 2017 wurde das Wirtschaftliche 

Eigentümer Registergesetz – WiEReG, BGBl. Nr. I 

136/2017, zur Umsetzung einer EU‐Richtlinie beschlossen. 

Ziel dieses Gesetzes ist die Bekämpfung von Geldwäsche 

und Terrorismusfinanzierung durch die Eintragung der 

Daten über die wirtschaftlichen Eigentümer der 

Rechtsträger in ein zentrales  Register.  Das Gesetz 

verfolgt den Zweck, das wirtschaftliche Eigentum an 

Personen‐ und Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, 

Vereinen, Stiftungen etc. an konkreten natürlichen 

Personen festzumachen.

Die Meldung der Daten muss bis spätestens 15. August 

2018 erfolgen. Das Gesetz sieht drastische Strafen für 

den Fall, dass der Meldepflicht nicht nachgekommen 

wird, vor. Die Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer 

hat durch die Rechtsträger im elektronischen Weg über 

ein Unternehmensserviceportal des Bundes an die 

Bundesanstalt Statistik Österreich zu erfolgen. 

Nachdem viele Gemeinden in Tirol an Gesellschaften 

beteiligt sind, trifft diese Meldepflicht auch die 

Gemeinden. Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob die 

jeweilige Gesellschaft (Beteiligung) der Meldepflicht 

unterliegt und gegebenenfalls wer zu melden ist. In Frage 

kommen beispielsweise Beteiligungen an Bergbahnen, 

Gemeinde‐Immobiliengesellschaften, Freizeitzentren, 

ausgegliederte Kommunalbetriebe, Beteiligungen an 

Straßengesellschaften, Beteiligungen an Banken usw.

Nachdem die Einzelfallprüfung nicht immer einfach ist, 

wird folgende Vorgangsweise empfohlen bzw. wird auf 

folgende Informationsmöglichkeiten hingewiesen:

• Soweit die betroffenen  Gesellschaften von 

Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern, Rechtsanwälten oder 

Notaren betreut werden, möge mit diesen Kontakt 

aufgenommen werden, zumal das Gesetz vorsieht, dass 

berufsmäßige Parteienvertreter die Meldung direkt 

vornehmen können. In diesem Zusammenhang wurden die 

genannten berufsmäßigen Parteienvertreter bereits mit 

einem Rundschreiben des Bundesministeriums für 

Finanzen  vom 11.04.2018 entsprechend informiert.

• Die Meldung kann vom Rechtsträger auch selbst 

über das Unternehmensserviceportal – www.usp.gv.at – 

vorgenommen werden, wofür es einer Anmeldung und 

entsprechender Zugangsdaten bedarf. Für technische 

Fragen dazu steht die Telefon‐Hotline 050233733 zur 

Verfügung.

• Für fachliche Auskünfte hat das 

Finanzministerium als zuständige Registerbehörde die 

Telefon‐Hotline 050233775 und die Service‐Emailadresse 

wiereg‐registerbehoerde@bmf.gv.at eingerichtet.

• Weiters findet man auf der Website 

www.bmf.gv.at/wiereg des Finanzministeriums ausführli‐

che Informationen zu diesem Themenbereich.

mailto:wiereg-registerbehoerde@bmf.gv.at
www.usp.gv.at
www.bmf.gv.at/wiereg
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Mit der Verordnung der Landesregierung über die 

Festsetzung des von Gemeindebediensteten zu tragenden 

Fahrtkostenanteiles, LGBl. Nr. 132/2017, wurde 

rückwirkend mit 1. Juni 2017 aufgrund der mit diesem 

Datum in Kraft getretenen Tarifreform 2017/2018 im 

Öffentlichen Personennahverkehr Tirol der 

Fahrtkostenanteil, den vollbeschäftigte Gemeinde‐

bedienstete selbst zu tragen haben (Eigenanteil), mit 

Euro 29,17 pro Kalendermonat festgesetzt. 

Die Bemessung des Eigenanteiles erfolgte dabei nach

§ 64 Abs. 3 des Gemeinde‐Vertragsbedienstetengesetzes 

2012 anhand der Kosten für den billigsten, für das 

innerstädtische Verkehrsmittel der Landeshauptstadt 

Innsbruck geltenden Fahrtarif am 1. Juni 2017, 

umgerechnet auf einen Kalendermonat.

Das Jahres‐Ticket IVB wurde zwischenzeitlich von Euro 

350,00 auf Euro 360,00 angehoben. Aus diesem Grund 

soll mit der Änderung der Verordnung LGBl. Nr. 71/2018 

der Eigenanteil von derzeit 29,17 Euro geringfügig auf 

30,‐‐ Euro angehoben werden. 

Mit der geplanten Änderung der Verordnung für 

Gemeindebedienstete soll nun der Eigenanteil ent‐

sprechend der Tariferhöhung angepasst und die 

Gleichbehandlung von Gemeinde‐ und Landesbe‐

diensteten hergestellt werden, da für Letztere die 

Anhebung mit der Verordnung LGBl. Nr. 61/2018, bereits 

erfolgt ist.

23. 

Anhebung des Eigenanteiles beim Fahrtkostenzuschuss

mailto:anke.schmiderer@tirol.gv.at
https://www.tirol.gv.at/bildung/kindergaerten-horte-kinderkrippen/richtlinien-und-formulare/
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24. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Juni 2018
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25. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Juni 2018
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR APRIL 2018

(endgültiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

April 2018

(endgültig)

104,7

115,9

126,9

140,3

147,6

193,1

300,1

525,6

671,0

673,2

März 2018

(endgültig)

104,5

115,7

126,7

140,0

147,3

192,7

299,5

525,6

669,7

671,9

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat April 2018 beträgt 104,7 (endgültige Zahl) und ist somit gegenüber dem 

Stand für März 2018 um 0,2 % gestiegen (März 2018 gegenüber Februar 2018 + 0,6 %). 

Gegenüber April 2017 ergibt sich eine Steigerung um  1,9 % (März 2018/2017  + 1,9 %).
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